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Diese Vorlage ist Beratungsgrundlage zu 
 

 TOP           der Sitzung der Verkehrskommission am  
  

 TOP  4  der Sitzung der Strukturkommission am 06.12.2010 
 

 TOP   5  der Sitzung des Regionalrates am 13.12.2010 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
 
für die Verkehrskommission: 

        Zustimmung                            Kenntnisnahme 
 
für die Strukturkommission: 

 Zustimmung     Kenntnisnahme 
 
für den Regionalrat:  

 Zustimmung     Kenntnisnahme 
 
 

 

 

 

 

 



 
Sachdarstellung; 

 

Die SPD im Regionalrat hat mit Antrag vom 26.04.2010 die Bezirksregierung Münster 

beauftragt, aufgrund ihrer Erkenntnisse der Kommunalaufsicht Vorschläge zur Schaf-

fung eines Anreizsystems für eine verstärkte Interkommunale Kooperation zu erar-

beiten und ein entsprechendes Konzept vorzulegen. Nach dem Antrag der SPD ist 

es beabsichtigt, diese Initiative nach einer Diskussion mit den Gebietskörperschaften 

der Landesregierung vorzuschlagen. 

 

Die Kommunalaufsicht der Bezirksregierung hat hierzu einen Vortrag vorbereitet, der 

in der Sitzung des Regionalrates am 13.12.2010 vorgestellt und erläutert werden soll. 

Der Vortrag befasst sich ausgehend von der dramatischen kommunalen Finanzlage 

und des damit einhergehenden Handlungsdrucks für die Kommunen mit der Frage, 

warum die Kommunen von Interkommunaler Zusammenarbeit dennoch nur zögerlich 

Gebrauch machen. Die Faktoren, die Interkommunale Zusammenarbeit befördern, 

werden ebenso beleuchtet wie die Hemmnisse von Interkommunaler Zusammenar-

beit. Ausgehend davon stellt der Vortrag die entscheidende Prämisse Interkommuna-

ler Zusammenarbeit in den Mittelpunkt: Interkommunale Zusammenarbeit setzt Ei-

genengagement der Kommune voraus und kann nur dort stattfinden, wo Kommunen 

freiwillig den Weg gehen wollen. Der Vortrag findet entscheidende Argumente für 

eine Förderung und arbeitet sodann Ziele und Bausteine hierfür heraus. Mit dem Vor-

trag wird ein System vorgeschlagen, dass als Hilfe zur Selbsthilfe zu verstehen ist 

und damit dem Umstand der Freiwilligkeit Rechnung trägt. 

 

 






